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XII 3. Oels, den 22. Januar 1875. 13, Jahrg.

Amtlieher Theil.

A. Belauutmachungen des Königlichen Landraths-Amts. ‚
Nr. 16. iBerlin, ben 16. Dezember 1874. , Dagegen bietet die wohleingerichtete Halt-lags-

Mißverftändliche Auffassungen von der Aufgabe «
und der Einrichtung der Halbtagsschule, welche mir
sowohl in der Behandlung von Specialsällen, als in
allgemeinen Berichten entgegengetreten sind, veran-
lassen mich zu nachstehender (Eröffnung:

Jn dem § 2 der Allgemeinen Verfügung über 2
Einrichtung, Aufgabe und Ziel der preußischen Volks-
schule ist vorgeschrieben, daß die Zahl der Kinder,
welche in der einklassigen Schule durch einen gemein-
samen Lehrer gleichzeitig Unterricht erhalten, nicht
über achtzig steigen soll. Hieraus ergiebt sich- daß
in der Regel da, wo diese Zahl überschritten wird,
eine zweite Klasse errichtet und für diese ein beson-·
derer Lehrer angestellt werden soll. Wo die Ver- ,

schule schon in ihren beiden a ufst e i g e nde n

 
hältnisse dies nicht gestatten, ebenso wie da, wo das
Schulzimmer auch für eine geringere Schülerzahl nicht »
ausreicht, oder andereUmstände, z.B. körperliche Schwäche
des Lehrers dies nothwendig erscheinen lassen, kann
nach § 3 der bezeichneten Verfügung mit Genehmigung
der Regierung die Halbtagsschule eingerichtet werben.
Diese Bestimmung ist vielfach so ausgelegt worden,
als sollte es in die Wahl der Regierung gestellt
werden, ob in den angegebenen Fällen die einklassige
Volksschule beizubehalten oder die Halbtagsschule
einzurichten sei. Diese Auffassung ist nicht zutreffend.
Nicht die Frage, ob eine zweite Klasse einzurichten
sei, sondern nur die, ob bis auf Weiteres von der
Anstellung eines zweiten Lehrers abgesehen werden
konne, unterliegt der Entscheidung der Regierung. Die
PETLMISUUS . einer größeren Anzahl von Kindern
lsdffs schulpfltchtigen Alters in einer Klasse stellt dem
(innige Des Unterrichtg Schwierigkeiten entgegen, deren
neherwmbung dle»vvlle Kraft eines Lehrers erfordert
und ersah·ruugs,maßtg da, wo die Zahl der Kinder
über achtzig stelgh nur in seltenen Ausnahmeiälleu
vorzugsweise begabten und kräftigen Lehrern gelingt.»
Jn einer Schule aber, in welcher nicht mehr alle
Kindes beschapr nnb Helmfsichtigt werden können,
g} aånlä von einer erziehlichen Einwirkung kaum mehr
te e e.

i Nr. l7.

  

  

Klassen, welche die Ertheilung eines planmäßigen
Unterrichts erleichtern, Vortheile, denen gegenüber
die nothwendige Verminderung der Stundenzahl als
der geringere Uebelstand weniger ins Gewicht fällt.
Allerdings ist dabei vorausgesetzt, daß jede der beiden
Klassen nur von einer oerhältnißmäßig nicht erheb-
lichen Schülerzahl besucht werde. Dies ist nur anzu-
nehmen, so lange die Gesammtzahl der Schulkinder
nicht über hundert steigt. Tritt letzterer Fall ein,
so wird die Einrichtung einer zweiten Klasse im Wege
der Halbtagsschule niemals mehr als genügend erach-
tet werden können, sondern es ist dann stets auch auf
die Anstellung des zweiten Lehrers Bedacht zu nehmen.

Ministerium der geistlicheu, Unterrichts- und-
Mediciual - Angelegenheiten

gez. Falk.
Oels, den 18. Januar 1875.

Vorsteheude Verfügungen bringe ich hierdurch
zur öffentlichen Kenntniß « x s

W

Oels, den 20. Januar 1875.
Jch bringe hierdurch zur öffentlichen Kenntniß,

daß durch Beschluß der Rathskammer des Königlichen
Stadtgerichts zu Berlin vom 28. Dezember 1874
die Beschlagnahme der drei ersten Lieferungen der in
Genf verlegten Druckschrist:

»New Stunden der Andacht, Psalmen in Reim-
form, Kriterien und Satire von Joh. Ph. Becken-«

ausgesprochen worden ist, weil der Inhalt wider den
§ 166 des Strafgesetzbuchs verstößt.

Nr. l8. Oels, den 19. Januar 1875.
Dem Vorstand der evangelischslutherischen Dia-

tonissen-Anstalt Bethanien in Breslau ist Seitens des
Herrn Ober-Präsidenten der Provinz Schlesien die
Genehmigung ertheilt worden, im Jahre 1875 bei
den bemittelteren Haushaltungen der ißrcwins eine
einmalige Sammlung milder Beiträge in Form einer
Haus - Collecte zum Besten der genannten Anstalt
vorzunehmen-

 

 



Die von dem Vorstande mit der Sammlung be-
auftragten Collectanten sind angewiesen, sich durch
Borzeigung der Ober - Präsidial - Genehmigung oder
einer beglaubigten Abschrift derselben zu legitimiren,
was ich hiermit zur öffentlichen Kenntniß bringe.

Der Königliche Landrath
n. Rasenderg

‚u... ...‚. —.·.--.-....-«.wo...—

B. Bekanntnmchnngen anderer Behörden

Berlin, den Is» Dezember 1874.

Erlaß einer neuen Postordnung
Zu dem Gesetze über das Postwesen des Deutschen

Reichs vom 28» Oktober 1871 ist auf Grund des§ 50
desselben unterm 18» Dezember eine neue Postordnung
erlassen worden, welche am 1. Januar 1875 in Kraft
tritt. Die bisherigen Bestimmungen haben im Wesent-
lichen folgende Abänderungen erfahren: 1) Das Meist-
gewicht einer Drucksache ist auf ein Kilogramm aus-
gedehnt; 2) zu einer Begieitadresse dürfen nicht mehr
als fünf Packete gehören; Z) die Angabe des Werths
einer Sendung muß in der Reichsmarkwöhrung er-
folgen; 4) nnfrantirte oder unzureichend frankirte Post-
{arten werden nicht abgesendet; .5) Drucksachen dürfen,
auch in offene Briefumfchläge tCoUverts) gelegt, zur
Beförderung gegen Die ermäßigte Taxe eingeliefert
werben; 6) unter einer Umhüllung dürfen fortan auch
Drucksachen von verschiedenen Absendern verfendet
werden; die einzelnen Gegenstände dürfen aber nicht
mit verschiedenen Adressen oder mit besonderen Adreß-
nmschlägen versehen fein; 7) Die als außergewöhnlirhe
ei’mtungebeilagen zu versendenden Drucksachen dürfen
fortan einzeln bis zu zwei Bogen stark sein; 8) die
Versendung offener Karten als Druckfachen gegen die
ermäßigte Taxe ist nur in der Form von Postkarten
und Bücherzetteln zulässig; 9) der für die Ueber- :
mittelung von Geldern durch Postanweisung zulässige g

Die !
Erhebung des Geldbetrages bei der Postanftalt am E
Bestimmungsorte muß, sofern der Betrag nicht durch z
den bestellenden Boten überbracbt wird, spätestens inner- g

Meistbetrag ist auf 300 Mark erhöht werben.

halb sieben Tagen erfolgen? 20)fPostvorsrhüsse dürfen auf
Einschreibsendungen (recvmmandirte Sendungen) jeder
Art entnommen werben; 11) Der für die Einzielxsnng
von Geldern durch Postauftrag leostmandat) zu-
lässige Meistbetrag ist auf 600 Mark festgesetzt Auf-
träge über höhere Beträge werden als unbestellbar
behandelt; 12) bei Eilsendungen (Expreßsenduugen)
hat der Absender den die Eilbestellung betreffenden
Bermerk durch Unterstreichen hervorzuheben Den
Eilboten werden Packete ohne Werthangabe bis zum
Gewichte von 5 Kilogramm, sowie Sendungen mit
Werthangabe bis zum Betrage von 300 Mark und
bis zum Gewichte von 5 Kilogramm zur Bestellung
mitgegeben; l3) die Bezeichnung „poste resiante“
lautet künftig: »postlagernd«; ,,recommandirt«:
,,einschreiben«; „per express“: »durch Eilboten«;
,,Postmandat«: ,,vatanftrag«.

  
 

Die bisherigen Tarsfbestimmuugen haben folgende
Abänderungen erfahren: 14) Es beträgt das Porto
a) für Druckfachen, welche unter der Adresse bestimmter
Empfänger zur Post gegeben werben, auf alle Ent-
fernungen bis 50 Gramm einschießlich 3 Pfennige,
über 50«--250 Gramm einschließlich 10 Pf» über
250m500 Gramm einschließlich 520 Pf, über 500 Gramm
bis 1 Kilogramm 30 Pf ; b) für Drucksachen, welche
als außergewöhnliche Beilagen solcher Zeitungen und
Zeitschriften, die durch die Post bezogen werden, zur
Einlieferung gelangen, für jedes einzelne Beilage-
Exemplar 1/4 Pf. Eine (Ermäßigung bei Einlieferung
größerer Menge-n findet nicht statt; 15) das Porto
für Waarenproben beträgt ohne Unterschied der Ent-
fernung und des Gewichts 10 Pfennige; 16) Die Ge-
bühr für Zal")lungen mittelst Postanweisung beträgt
bis 100 Mark: 520 Pfennige, über 100—«2()0 Mark;
30 Pf» über 200-—-—300 Mark: 40 Pf; 17) die
Postvorschußgebühr beträgt für jede Mark, oder
jeden Theil einer Mark 2 Pfennige, mindestens aber
10 Pf; l8) für die Eilbestellung non Postfendnngen
nach dem Landbesteilbezirke einer Postanstalt werden
mindestens 50 Pfennige erhoben; 19) für die Be-
stellung der gewöhnlichen Packete im Ortsbesiellbezirke
wird ergeben: l. beiden Postämtern a) für Pariere
bis 5 Kilogramm einschließlich 10 Pfennig-; b) für
schwer-are Packete 15 Pf; Il. bei den übrigen Post-·-
anstalten a) für Packete bis 5 Kilogramm einschließ-
lich 5 Sßiennige, b) für schwerere Packete 10 Pfg. Ge-
hören zwei oder mehr Sendungen zu einer Begleit-
adresfe, so wird für jedes Packet der Satz von ö Pf.,
jedoch im Ganzen mindestens so viel, wie für eine ein-«-
zelne Sendung im Gewicht über 5 Kilogramm erhoben;
20) an Orten, wo Briefe mit höherer Werthangabe
als 1500 Mark und Packete mit Werthangabe durch
die bestellenden Boten im Ortsbestellbezirke ausgetragen
werden, kommen zur Erhebung: a) für Briefe mit
Werthangabe über 1500 bis 3000 Mark 10 Pfennige,
über 3000 Mark 20 Pf; b) für Packete mit Werth-
angabe: die Sätze für Briefe mit Werthangabe; wenn
aber der Taris für die Bestellung der gewöhnlichen
Packete höhere Sätze ergiebt, diese letzteren. 21) Alle-
Sendungen, welche an Einwohner im Orts- oder
Landbestellbezirke der Aufgabe-Postanstalt eingeliefert
werden (ausschließlich der gewöhnlichen Briefes, unter-
liegen denselben Taxen (einschließlich der äeitellges
bübren), wie die mit den Posten von weiterher ein-
gegangenen gleichartigen Sendungen mit der Maß-
gabe, daß, soweit bei den Taer die Entfernung mit
in Betracht kommt, stets der für die geringste Ent-
fernungsstufe bestimmte Satz angewendet wird; n2) das
Zeitungsbestellgeld beträgt für jedes Zeitungsexemplar
jährlich: a) bei Zeitungen, welche wöchentlich einmal
oder seltener bestellt werben, 60 Pfennige; b) bei
Zeitungen, welche mehrmals, aber nicht öfter als
einmal täglich bestellt werden, 1 Mart 60 Pf; e) für
die amtlichen Verordnungsblätter 60 Pf; 23) die
PortosStundungsgebühr beträgt monatlich 5 Pfennige
für jede Mark, mindestens aber 50 Pf; 24) unsy-
stempelte Formulare zu Postkarten, nicht mit Frei-



marken beliebte Formulare zu Postanwersungen und

Post-Packetadressen, Formulare zu Postauftragen (Post-

mandaten), sowie zu Postbehändoigungsschemen werden

zum Preise von 5 Pfennigen sur 1e 10'6tucf, Formulare

zu Postkarten mit Rückantwort zumPreise von 5Pfenmgen

für je 5 Stück verabsolgt;
des Portos für au

der Postvorschußgebuhr und des

im Gesammt _

einer Mark wird nöthigenfalls auf eine durch 5

theilbare Pfennigsumme aufwärts abgerundet. 2kz) Für
diejenigen Staatsgebiete, in welchen bisher die Ge-
bühren nach dem in der Süddeuiskhen Gulden-

währung festgesetzten Tarife erhoben worden sind,

kommen noch folgende Festsetzungen in Betracht: Die !
Gebühren sind festgesetzt worden: a) für Postkarten z
auf 5 Pfennige nnd für Postkarten mit Nückantwort 5
auf 10 Pf; b) für Postauftragsbriese auf 30 Pf;
c). für die Eilbestellung
im Ortsbeftellbezirke auf 25 Pf. bz.

e) für die Bestellung von Briefen mit Werthangabe
bis 1500 Mark im Ortsbestellbezirle auf 5 Pf.; ’
f) für Bestellung von Brieer mit Werthangabe,
Packeten mit und oijine Werthangabe, Einschreibpacketen
und Postanweisungen nebst den zugehörigen Geldbe-
trägen nach dem Landbestellbeztrke aus 10 Pfennige;
g) für die von den Landbriefträgern auf ihren Be-
stellungsgängen eingesammelten portopflichtigen Ein-
schreibsendungen, sowie für Packete, Pvstanweisungen
und Briefe mit Werthangabe aus 5 Pf.

25) der bei Berechnung
ßergewöhnliche Zeitunggbeilagem s

Zeitungsbestellgeldes
betrage sich etwa ergebende Bruchtheil T

von Postsendungen
50 Pf.;

d) für Ueberweisung von Zeitungen auf 50 Pf.;

10

l Die sämmtlichen vorstehend unter l4 bis 96
ausgeführten Gebührensätze sind in Mark und Pfennigen
der Reichswährung ausgedrückt.

Kaiserliches General-Postamt.

Berlin W., den 23. December 1874.
Nachdem durch die Postordnung vom 18. De-

zember 1874, welche mit dem 1. Januar 1875 in
Kraft tritt, der mittelst Postauftrages (Pvstmandats)
einziehbare Höchstbetrag auf 600 Mark R. M. fest-
gesetzt worden ist, kommt das bisher stillschweigend
geduldete Verfahren, nach welchem hier und da auch
Postmandate zu höheren Beträgen eingeliefert worden
sind, in Wegfall. Die Postanftalten haben Anweisung
erhalten, vom t. Januar 1875 ab Postaufträge, welche
auf Beträge von mehr als 600 Mark ER. M. lauten,
nicht mehr zur Ausführung zu bringen, sondern als
unsestellbar an den Austraggeber zurückgelangen zu
la en.

Das General-Postamt macht auf diese Vorschrift
besonders aufmerksam, da deren Nichtbeachtung, nament-

g lich soweit es sich um die Einziehung von Wechseln
handelt, Verluste für die Absender nach sich ziehen kann.

Es empfiehlt sich, den Sendungen mit Postuqu
trägen das zur Uebermittelung des eingezogenen Be-
trages an den Absender erforderliche und bereits ent-
sprechend ausgefüllte Postanweifungsformular bz bei
Beträgen von mehr als 300 Mark R. M. zwei der-
gleichen Formulare beizufügen.

Kaiserliches General-Postamt. 

 

Nebst zwei Beilagen.





l. Beilage zu Nr. 3 des Oels’er Kreislila
 

  es. 

NichtamtriTeVThein
Erössnung des Preußifchen Landtages

am 16. Januar 1875. ‚ » .

Rede des Bin-Präsidenten des Staats-Ministeriums
Staatsministers Camphaufen. .

Erleuchte, edle und geehrte Herren von beiden
Häusern des Landtages!» ·

Se. Majestät der Kaiser und König haben mir

den Auftrag zu ertheilen geruht, den Landtag der
Monarchie in Allerhöchstihrem Namen zu eröffnen.

Um den Bestimmungen der Verfassungs-Urkunde
zu entsprechen, mußte die Berufung des Landtages

erfolgen, bevor die Seffion des Deutschen Reichstages

beendigt werden formte. Die Gemeinsamkeit patria-

tischen Strebens, welche die beiden Parlamente ver-

knüpft, wird die Schwierigkeiten des vorübergehenden

gleichzeitigen Tagens überwinden helfen. »
Die Lage der Finanzen ist ungeachtet des Druckes,

welcher leider auf vielen Zweigen des Handels und
der Jndufirielastet, eine befriedigende. .

Dem Haushalt des Staates kommt es jetzt zu
Gute, daß in den letzten Jahren, inmitten einer un-
gewöhnlichen Fülle finanzieller Mittel, neben den
reichen Verwendungen zur Förderung der ideellen
und materiellen Interessen des Landes und neben den
Maßregeln zur Erleichterung der Steuerleistungen
der Bevölkerung, zugleich auf die Verwendung großer
Summen zur Verminderung der Staatsfchuld Bedacht
genommen worden ist, und vornehmlich, daß bei den
Anschlägen der Staatseinnahmen die Wahrscheinlich-
keit eines Minderertrages einzelner Einnahmezweige
im Voraus berücksichtigt worden ist. Die Voran-
schläge für das Jahr 1875 ergeben daher, wiewohl
bei den Einnahmen an Steuern die Ausfälle hervor-
treten, welche durch die Steuer-Reformen und Erlasse
verursacht werden, doch im Vergleiche zu dem Vor-
jahre im Ganzen keinen Rückgang.

Da ferner das Jahr 1873 bei seinem Abschlusse
einen erheblichen Ueberschuß geliefert hat, so lassen
die zur Verfügung stehenden Mittel es zu, auch für
das Jahr 1875, da, wo sich ein Bedürfniß zur Stei-
gerung des Staatsaufwaiides gezeigt hat, den An-
forderungen gerecht zu werden.

Aus dem StaatshaushaltssEtat, welcher Jhneii
unverzüglich zugehen wird, werden Sie ersehen, daß
zur Verbesserung des Einkommens der Geistlichen und
der Elementarlehrer, zur Förderung von Kunst und
Wlssenschafh zur weiteren Entwickelung und Hebung
oeß Hüterrichtg in allen Zweigen, zur Verbesserung
und Erweiterung der Eifenbahnanlagen des Staates,
der Hafen, der Land: und Wasserstraßen, zur För-
berung von·Ackerbau und Viehzucht bedeutende Ver-
menbungen H“ Vorschlag gebracht find.

Die Weltese Durchführung der inneren Verwal-
tUUngCfOkM- brc Vervollständigung der Einrichtungen
lomniunaler Selbstverwaltung miro Ihre ergangen:
M biefer Sefsivn m Umfussender Weise in Anspruch
nehmen. Die Staatsregierung wird Ihnen bie Ent-
würfe von Gesetzen vorlegen, durch welche ber mit

l

  
 

 

der Kreisordnung begonnene Bau, zunächst im Gel-
tungsbereiche der letzteren zu einem einheitlichen Ab-
schlufse geführt werden foll.

Mit deni Entwurfe der Provinzialordniing, wel-
cherJhnen erneut vorgelegtwerden wird,und an welchen
sich ein Entwurf wegen Bildung einer besonderen Pro-
vinz Berlin anschließt, steht die Vorlage über die
Dotation der Provinzen in engem Zusammenhange,
deren endgültige Erledigung im dringenden Inter-
esse der Provinzen und des Staates liegt.

Die Einrichtungen der Verwaltungsinstiz, für
welche im Gebiete der Kreisordnung in den Kreis-
ausfchüssen und Bezirks:Verwaltungsgerichten der
Grund gelegt ist, sollen durch einen Gefetzentwurf über
die Verfassung der Verwaltungsgerichte und die Er-
richtung eines ObersVerwaltungsgerichts eine weitere
Ausdehnung und den entsprechenden Abschluß finden.

Die volle Durchführung der Verwaltungs-
Reorganifation in denjenigen Provinzen, in welchen
dieselbe mit der Kreis-ordnung bereits erfolgreich be-
gonnen ist, wird zugleich einen sichern Anhalt für
die entsprechenden Reformen in den übrigen Theilen
der Monarchie darbieten, wozu die gesetzgeberischen
Vorarbeiten gleichfalls in vollem Gange sind.

In Bethätigung Jhrer der Landeskultur zuge-
wandten Fürsorge ist die Regierung Sr. Majeftät
des Königs mit der Revision der bestehenden An-
fiedelungssGesetzgebung sowie mit der Regelung der
Rechtsverhältnisse der ländlichen Arbeiter beschäftigt.

Ueber die Bildung von Waldgenofsenschaften,
über Schutzwaldungen und über die Unterdrückung
der Viehseuchen werden Jhnen die Entwürfe von
Gesetzen vorgelegt werden, durch welche fühlbaren
Bedürfnissen der Landeskultur abgeholer werden soll.

Die Nothwendigkeit einer durchgreifenden Ver-
besserung der dem öffentlichen Verkehr dienenden
Landwege ist bereit-:- feit langer Zeit allseitig aner-
kannt worden« Einer Regelung dieser Angelegenheit
stand bisher der Mangel geeigneter Organe der Selbst-
verwaltung entgegen. Nachdem inzwischen dieser
Mangel durch den Erlaß der Kreisordnung im Wesent-
lichen beseitigt ist, wird Ihnen der Entwurf einer
Wege-Ordnung und eines Gesetzes, betreffend die
Aiilegung und Bebanung von Straßen und Plätzen,
vorgelegt werden.

Die Verwaltung des: gesammten Chaussees und
Wege-Bauwesens, die Fürsorge für Chaufsee-Neubauten
und die Unterstützung der Kreise und Gemeinden bei
Wegebauten, wird im Zusammenhange mit der Ueber-
weisung von Dotationsfonds an die Provinzialver-
bände auf diese übertragen werden.

Als ein dringendes Bedürfniß hat es sich heraus-
gestellt, auch den katholischen Kirchengemeinden Ge-
legenheit zu geben, ihre Interessen bei der Besorgung
der kirchlichen Vermögensangelegenheiten durch ge-
wählte Organe wahrzunehmen. Ein zu diefein Zwecke
vorbereiteter Gesetzentwurf wirdIhnen baldigstzugehen.



Der in der vorigen Sitzungs-Periode nicht er-
ledigte Entwurf einer Vormundschafts-Ordnung wird
Jhnen von Neuem zur Berathung vorgelegt werden.

Meine Herren! Die Aufgaben, zu deren Lösung
die Regierung Sr. Majestät Jhre Mitwirkung er-
bittet, sind überwiegend von grundlegender Bedeutung
für die gesammte Fortbildung unserer Gesetzgebung.
Die Staatsregierung legt daher den größten Werth
darauf, diese zunächst von ihr in Aussicht genomme-
nen Reformen durch das vertrauensvolle Entgegen-
kommen der beiden Häuser des Landtages in der be-
vorstehenden Session zum Abschlusse zu bringen. Sie
rechnet auf Ihre bewahrte patriotifche Hingebung.

Jm Namen Sr. Majestät des Kaisers und Königs
erkläre ich hiermit die Session des Landtages für
eröffnet.

Fromme Erklärung etwaiger Mordver-
suche gegen den Fürsten Bismarck.
Die ,,Germania«, das tonangebende Blatt der

ultramontanen Partei in Deutschland, findet es an-
messen, etwaige erneute Mordversuche gegen den
Reichskanzler vom katholischen Standpunkt im Voraus
zu ,,erklären«.

Jn ihrer letzten Wochenschau knüpft sie an die
Gerüchte von Attentatsplänen an, um zu bemerken,
daß sie an thatsächliche Unterlagen dieser Gerüchte
zwar nicht glaube, aber mit dem Hinzufügen:

»Wir sind weit davon entfernt, die Möglichkeit
von Verbrechen der Art, wie sie befürchtet werden
mögen, in Abrede zu stellen; ja, wir würden sie uns
erklären können.

Das ultramontane Blatt hält auch mit den
Gründen, warum sie solche Verbrechen für leicht mög-
lich hielt, nicht zurück.

»Es ist allbekannt«, schreibt dasselbe, ,,welch ein
Ungewitter sich in dem deutschen Reiche und nament-
lich in Preußen über die katholische Kirche zusammen-
gezogen hat, und daß der größere Theil des Volkes
durch die Kirchenpolitik,welche die Regierung seit dem
französischen Kriege eingehalten hat, das Ehristenthum
überhaupt für bedroht achtet. Ebenso bekannt ist die
Reihe von Strafen, Exekulionen, Ausweisungen und
Sperrungen, welche über die Priester, von den Erz-
bischöfen herab bis zu den Vikaren und Kaplänen,
ergangen sind und täglich ergehen; es sind die
Schließungen von Gotteshäuserm die Austreibung
von Ordensleuten, die Aufhebung der Priesterseminare
und Knabenronvicte, die Ausweisung der Schulbrüder
und Schulschwestern aus den Schulen, die Ueber-
antwortung katholischer Kirchen und Kirchhöse an bie
»Altkatholiken« und andere verwandte Maßnahmen
bekannt, durch welche nicht nur schweres Leid über
die betroffenen Personen verhängt, sondern die ganze
Kirche in den Zustand tiefster Trübsal versetzt ist-nnd
eine allgemeine Verwüstung über sie zu kommen dreht.
Es ist ferner bekannt, daß dieses Leid und Wehe
über die Kirche ohne ihre Verschuldung hereinge-
brochen ist, und daß keiner ihrer Feinde bis jetzt hat
sagen türmen, welche Veranlassung zu dieser Heim-
suchung vorgelegen han« (!.!) —- — —-

Wer aber weiß nicht, daß niemals ein Volk

 

 

  
 

tiefer und schmerzlicher ins Herz getroffen werden
kann, als wenn man seine Kirche schlägt! —- —-

Es würde gerader unbegreiflich sein, wenn die
Kinder mit Gleichgültigkeit ihre Mutter konnten
schlagen sehen, wenn ihre Herz-en nicht bei dem An-
blicke dessen, was sie täglich sehen müssen, in leiden-
schaftlichem Schmerze auswallten und ihre Gebete nicht
zum Himmel schrieen.

Es kann nicht ausbleiben, daß dem Menschen,
der sich in seinem Heiligsten Jahre hindurch aus das
Empfindlichste verletzt fühlte, Sinn und Gedanken
mehr und mehr erregt werden. um wenn dann in
einzelnen, durch den Glauben an Gottes Weisheit
und gnädige Absichten nicht hinreichend gestählten
Gemüthern die Ungeduld überhand nimmt und der
Widerwille gegen das als Unrecht Erkannte sich bis
zum Hasse steigert, der sich Unrecht mit Unrecht zu
vergelten für berechtigt hält, w kann das Erstaunen
erregen? Jst das nicht ein beklagenswirthes, aber
doch der menschlichen Schwäche entsprechendes Er-
gebniß der ungliiclseligen Lage? Verdammen und
aufs Tiefste verabscheuen müssen wir ein solches
Durchbrechen der sittlichen Schranken, mit denen
Gott unsere Freiheit umgeben hat; aber erklären
können wir dasselbe ohne Mühe.«

Und Fürst Vismarck ist oder wird doch allge-
mein, von Freund und Feind, für die treibende Kraft
in diesem sogenannten ,,Kulturkampfe« gehalten.
Alle anderen betheiligten Persönlichkeiten erscheinen
als untergeordnete Gehilfen, denen ihre Thätigkeit
von dem leitenden Geiste vorgeschrieben wird, oder
die doch nur in den ihnen vorgezeichneten Bahnen
wandeln.

Fürst Vismarck sollte sich daher nicht verhehlen,
daß all’ der Zorn und all’ die Leidenschaft ungeregel-
ter Gemiither, so wie alle Abneigung klarerer Geister,
welche durch feine Kirchenpolitik hervorgeruer sind,
sich gegen ihn kehren. Das ist eine logische und
psychologische Nothwendigkeit. Wer die gegenwärtige
Kirchenpolitik verurtheilt, verurtheilt damit des Reichs-
kanzlers politische Thätigkeit in dieser Richtung, und
der Gegensatz gegen die Sache muß nothwendiger
Weise zum Gegensatze gegen die Person werden, welche
die Sache ins Leben gerufen hat und erhält. Dies
giebt ja auch der Kanzler selbst zu, wenn er von sich
rühmt, er sei »die bestgehaßte Person in Deutschland-«

Thaten, wie die zu Kissingen geschehene, gehören
nicht einem Zeitalter, einem Volke oder einer reli-
giösen Ueberzeugung an, sondern zu einer Kategorie
von Verbrechen, welche unter denselben Umständen
immer wieder hervortreten Ungeordnete Geister, die
ein allgemeines Leiden wahrnehmen, an welchem sie selbst
theilnehmen, kommen nur zu leicht zu der Ueberhebung, in
sich die Werkzeuge zur allgemeinen Erlösung zu sehen, und
fehlt ihnen dann der sittliche Halt und Maßstab, so
schrecken sie, um diese Erlösung herbeizuführen, vor
dem Verbrechen nicht zurück. Das sind von der Ge-
schichte bestätigte psychologische Entwickelungen.««

So die ,,Germania« an der Spitze ihrer Nummer
vom 16. Januar-.

Schon unmittelbar nach dem Kullmann’schen
Attentat erklärte das ultramontane Blatt: ,,Fürst Bis-
marck könne sich nicht wundern, wenn der Unwille sich m



dem einen oder anderen Kopfe zum Plan einer ver: ; der Frage wegen Aufhebung der Stolgebühren zu be-
cberi en Gewaltt at verdichte-« «

bre Des:h »Unwille«hwar in seiner ,,Verdichtung«

schon damals gewissermaßen als mildernder ·Umstand

für den Verbrecher geltend gemacht. Aehnliche »Er-

lärun en« h ..
iion hegt Rednerbühne des Reichstages verkündet.

Nebenbei war man freilich beflissen, das Ver-

brechen des Kullmann als die That eines ,,halbver-

rückten Menschen« darzustelleir und besonders als
' en Menschen, dem , die Interessen der Kirche »
emeß roh « .; der Gebühren für die bisherigen Kirchenbuchszengnisse« ’ remb” gewesen seien.
volltgDfie ,,Erklärung« des politischen Mordverfuchs

aber, welche damals noch mit einer gewissen verschäm-

ten Zurückhaltung auftrat, wird jetzt mit schamlofer

Offenheit gegeben.
Nicht aus ,,persönlicher Rachsucht wegen Belei-

digung seiner Konfession«, wie es von Kullmann be-

haiiptet wurde, erklärt die ,,Germania« die Möglich-
teit etwaiger weiterer Attentate, nein, aus Beweg-
gründen wirklicher Liebe zur Kirche.

»Es würde geradezu unbegreiflich sein, wenn die
Kinder ihre Mutter mit Gleichgültigkeit könnten .
schlagen sehen.« .. . .

Die ,,Germania« versieht und wurdigt die Auf-s
wallungen leidenschaftlichen Schmerzes, —- es könne,
meint sie, nicht ausbleiben, daß dem Menschen, der
sich in seinem Heiligsten verletzt fühle, Sinn und Ge-
danken mehr und mehr erregt werben, — es könne
durchaus nicht Staunen erregen, wenn der Wider-
wille sich bis zum Hasse steigere, der sich Unrecht mit
Unrecht zu vergelten für berechtigt halte. Sie erklärt
es ferner für eine ,,logifche und psychologische Noth-
wendigkeit«, daß die Leidenschaft sich gegen die Per-
son des Fürsten Bismarck kehre, und findet schließlich
nur eine ,,Ueberhebung« ungeordneter Geister darin,
wenn sie in sich die Werkzeuge zur allgemeinen Er-
lösung sehe.

Es springt in die Augen, daß die Mordversiiche
hier aus der Sphäre der Rohheit eines halbverrück-
ten und allen höheren Zwecken entfremdeten Men-
schen in eine ideale Sphäre erhoben sind: die Mord-
gesellen der »Germania« sind »in ihrem Heiligsten«
verletzt und »die allgemeine Erlösung-« ihrer Glaubens- .
genossen liegt ihnen am Herzen.

Der politische Mord ist hier idealisirt, und man
darf wohl annehmen, daß so edlen Verbrechern für die
bloße Verirrung der ,,Ueberhebung« die Absolution
nicht fehlen werbe.

. .. Dieses freche Hervortreten der Theorie des PO-
litiichen Mordes ist von größter Bedeutung für die
sittstche Charakteristik der ultramontanen Partei; ————
ab“? IFOch größer ist die Bedeutung für die praktische
Wurdigung der Lehren und Grundsätze, welche der
Masse des katholischen Volkes in den Zeitungen und
Vereinen, ·aus welchen allein sie ihre geistige Nahrung
erhalten, eingeprägt werben.

Die Civivlehe und die Stolgebührem
Die Provinztalfynoden,. welche in den nächsten

Wochen zusammentreten, werden sich u. A. mit einer
Frage von der größten praktischen Bedeutung für bie
außeren Verhältnisse der evangelischen Kirche, mit

 

der ni tswürdigen That wurden sogar; _ » »
d) ; bilden in den östlichen Provinzen einen erheblichen
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schäftigen haben. Dieselbe ist durch die Folgen des
Gesetzes über die Eivilehe, durch die Einwirkung des-
selben auf die von den Stolgebühren aufkommenden
Einnahmen der kirchlichen Beamten in den Vorder-
grund der Erwägungen getreten. Diese Einnahmen

Theil, öfter den Hauptbeftandtheil der Besoldung,
auf welche die kirchlichen Beamten für ihren Unter-
halt angewiesen sind. Wenn diese Einkünfte dnrch
die Aenderung der Staatsgesetze zunächst hinsichtlich

in Frage gestellt wurden, so war es unvermeidlich,
daß hierdurch die Subsistenz der Kirchenbeamten in
Gefahr gesetzt und damit auch die inneren kirchlichen
Verhältnisse nach verschiedenen Richtungen hin sehr
wesentlich geschädigt werden mußten.

Die deshalb schon während der Berathitng über
die neue Gesetzgebng geltend gemachten Bedenken
haben den Erfolg gehabt, daß in das Eivilehegesetz
selbst gewisse Bestimmungen aufgenommen worden sind,
welche sich mit der Fürsorge wegen der Folgen des
Gesetzes in Bezug auf die kirchlichen Anitseinnahmen
beschäftigen.

Inzwischen haben die Wirkungen der Eivilstands-
gesetzgebung in Bezug auf die Nachsuchung der kirch-
lichen Akte in der kurzen Frist, daß die neue Organi-
sation in’s Leben getreten ist, eine für Viele uner-
wartete Ausdehnung angenommen, und es ist dadurch
die allgemeinere Frage, ob die Stolgebühren nicht
gänzlich aufzuheben seien, in den Vordergrund ge-
treten. Diese Frage war schon durch den im Civil-
standsgesetze angenommenen Grundsatz der Gebühren-
freiheit der wichtigsten standesamtlichen Akte nahe
gelegt. Wenn der siaatlich nothwendige Akt gebühren-
frei wurde, daneben aber die rechtlich nicht mehr un-
umgängliche kirchliche Handlung mit Kosten belastet
blieb, so mußte für Viele eine nur zu wirksame Ver-
suchung zur Verabsäumung ihrer religiösen Pflichten
eintreten Diese Versuchung durch Aufhebung der
Stolgebühren mit Einem Schlage aus dem Wege zu
räumen, drängte sich dem Kirchenregimente von vorn-
herein als eine so gebieterische Pflicht auf, daß nur
die Unmöglichkeit, mit einer so tiefgreifenden Maß-
regel allein von Seiten der Kirchenregierung vorzu-
gehen, und die thhwendigkeit, für den entstehenden,
überaus bedeutenden Gesammtausfall an den zur
Subsistenz der Geistlichen unentbehrlichen Mitteln
vorher einen gesicherten Ersatz zu schaffen, davon zu-
rückhalten konnte-

Bei der Erwägung der Frage, inwieweit die
Wirkungen der bürgerlichen Eheschließung und Stan-
desbuchführung im kirchlichen Interesse die Aufhebung
der Stolgebührenpflicht empfehlen, kommen zunächst
allerdings die Taufen und Trauungen, aber in gewissem
Umfange auch die Beerdigungen in Betracht.

Daß bei Eheschließungen und Geburten seit
Durchführung der neuen Gesetzgebung eine erhebliche
Zahl von Fällen hervorgetreten ist, in denen die
Trauung und die Taufe nicht begehrt worden, daß
in grvßen Orten, und vor Allem in Berlin, diese
Verabsäumung der kirchlichen Akte eine erschreckende
Ausdehnung angenommen hat, ist zuverlässig bezeugt.



Nun wird es zwar bedenklich sein, aus den Erfahrun-
gen der ersten Monate, in denen die Neuheit der ein-
getretenen Ordnungen vielfältig das Urtheil verwirrt,
und namentlich in der Masse des Volkes das richtige
Versiändniß über die Absicht der staatlichen Gesetz-
gebung und das Verhältniß der bürgerlichen und
kirchlichen Akte zu einander noch keineswegs durchge-
drungen ist , einen Schluß auf gleichmäßige Er-
scheinungen in der Zukunft zu ziehen. Indessen so-
viel ist jedenfalls nichtzu bezweifeln, daß auch künftig
die Unterlassung der kirchlichen Handlungen, zunächst
in den großen Stüdten, aber auch in kleineren Orten
und auf dem Lande immerhin in beträchtlichem Um-
fange erwartet werden muß. Daß hierbei die Ber-
pflichtung, Gebühren für die kirchlichen Akte zu zahlen,
zwar nicht die allein bestimmende, aber eine wesent-
lich mitbestimmende Bedeutung hat, ist nicht zu ver-
kennen. Denn wenn von entschiedener Feindschaft
gegen die Kirche abgesehen wird, hinsichtlich deren die
Gebtihrenfreiheit ohne Einfluß ist, so wird für alle
diejenigen, welche nur mehr oder weniger gleichgültig
gegen die Segnungen der Kirche sich verhalten oder
deren Urtheil über die Bedeutung der bürgerlichen
Akte noch befangen und unklar ist, namentlich in den
ärmeren Klassen des Volks, das Bewußtsein, daß das
Begehren der kirchlichen Handlung noch einen beson-
deren Kostenaufwand mit sich bringt, leicht zu dem
Entschluß führen, bie kirchliche Handlung zu unter-
lassen oder, wie man zunächst meint, einstweilen zu
verschieden. Nicht minder aber wird in’s Gewicht
fallen, daß die bestehende Gebührenpflicht der seel-
sorgerischen Einwirkung auf diesem Felde die erheb-
lichste Hinderniß bereitet; Diese Einwirkung kann
auch bei nicht unvermögenden Gemeindegliedern leicht
völlig gelähmt werden, wenn die Handlung, zu wel-
cher gerathen wird, mit Gebühren verbunden ist, und
diese, sei es in Wirklichkeit, sei es auch nur nach der
verbreiteten Meinung, dem berathenden Geistlichen
selbst zu Gute kommen. «

Was die kirchlichen Funetionen bei Todessälien
anlangt, so machen sich ähnliche Verhältnisse theil-

weise schon jetztgeltend, und es wird dies in Zukunft,
wenn unter den Versterbenden sich auch ungetaufte
und ungetrante Personen befinden werden, noch mehr
der Fall sein.

Wenn aus den angeführten Gründen die Auf-
hebung aller Stolgebühren bei Tausen, Trauungen
und Beerdigungen als im kirchlichen Interesse rieth-
wendig zu erklären ist, so bleibt in demselben Aug-en-
blick die Frage zu beantworten, auf welche Weise ein
Ersatz für das dadurch verschwindende Diensteinkommen
der kirchlichen Beamten beschafft werden soll.

Eine rechtliche Verpflichtung des Staats, die
Stolgebührenerträge zu erlegen, wenn bie Gebühren-
pflichtigkeit kirchlicherseits aufgehoben wird, läßt sich
nicht begründen.

Ob die für die Gesetzgebung des Staats maß-
gebenden Gewalten um des innern Zusammenhanges
willen, welcher zwischen der Aufhebung der Gebühren-
pflicht und dem neuen Staatsgesetz besteht, geneigt
fein werben, daß sie einen Ersatz für alle diese Ge-
bühreneinnahmen aus Staatsmitteln gutheißen, unter-
liegt schon in Rücksicht der Staatsfinanzen den er-
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heblichsten Zweifeln. Es ist außerdem nicht zu vers
kennen, daß, auch wenn man den nicht evangelischen
Theil der Staatsnngehörigen hierbei außer Betracht
läßt und nur die Verhältnisse innerhalb der evan-
gelischen Kirche ins Auge faßt, selbst Rücksichten her
Billigkeit gegen die vollständige Entschädigung der
Stolgebühren aus Staatskassen sprechen.

Wenn in ganzen Provinz-en die Parochianeu
nichts als die Stolgebühren für Kirchenzwecke auf-
bringen, in anberen neben niedrigeren Stolgebühren
erhebliche direkte Kirchensteuern gezahlt werben, fv
würde der Staat, wenn er allein die Stolgebithren-
beträge, biefe aber ganz, aus seinen Mitteln ersetzen
wollte, in den erstgedachten Gegenden den Gemeinden
alle laufenden Kirchenbeiträge abnehmen, in den an-
deren aber nur den durch die Stolgebühren ausge-
drückten geringeren Theil, während der größere Theil
als direkte Kirchensteuer den Gemeinden, wie bisher,
zur Last bliebe.

Eine Ausgleichung in dieser Beziehung würde
nothwendig in Betracht zu ziehen sein.

Für den Fall, daß der Staat jede Entschädigung
für aufgehobene Stolgebühren verweigert, ist ein an-
deres Ersatzmittel als die Steuerkrast der Gemeinden
mit Sicherheit nicht in Aussicht zu nehmen. Es
bleibt zu erwägen, ob nach den in ben Gemeinden
herrschenden Zuständen die Benutzung dieser Hülfs-

« quelle in ausgedehntem Umfange als rathsam und
unbedenklich betrachtet werden darf.

Auf Grund dieser Sachlage hat der Ebangelische
Oberkirchenrath eine Vorlage für die bevorstehenden
Provinzial-Synoden vorbereitet, nach welcher dieselben
folgende Fragen berathen sollen:

1) Jst es in Folge des Gesetzes vom 9. März d. J.
im kirchlichen Interesse geboten, die den Geistlichen
und Kirchendienern (eder in deren Stelle den Kirchen-
kassen) zufließenden Stolgebühren aufzuheben, und
zwar für welche Akte?

2) Jst es als sVorbedingung dieser Aufhebung
aufzustellen, daß der Staat für den Betrag der auf-
zuhebenden Gebühren aus seinen Mitteln — ganz
oder theilweise —- Entschädigung leistet?

3) Wenn und soweit die Aufhebung ohne Staats-
Entschädigung erfolgt, inwelcher Weise ist die Er-
gänzung der wegfallenden Besoldungstheile zu be-
schaffen?

Es bedarf nicht des wiederholten Hinweises dar-
auf, von welch großer Bedeutung die befriedigende
Lösung dieser Fragen für die ganze weitere Gestaltung
des evangelischen Kirchenwesens ist.

Zweite Schles Pserdeschau zu Breelaw
am 3‘, 4. unb 5. Juni rr.,

verbunden mit Markt, Prämiirung und Verwesung
Hauptgewinne:

Eine elegante 4spännige und eine elegante 2spännige
Equipage, ferner 50 Pferde, 2 Wagen, 1000 werth-
volle Gewinne und 1000 Freiloose oder auf Wunsch

Ersatz des Einsatzes mit 3 Mark.
vafe ä. 3 Mark (l Thlr.), sowie gedruckte

Anmelde- Formulare für die auszustellenden wie?“
sind vom General-Secretariat des Schlesischen Vereins



2. Beilage zu Nru 3 des Oelser Kreisblattes  
für Pferdezucht und Pferderennen in Breslauz Carls-

straße Nr. 28, gratis zu beziehen-wo auch fur Loose

verkiiufer die näheren Bedingungen
Die Anmeldung der auszustellenden Pferde muß bis

15. April er. erfolgen, spätere Anmeldungen können

nur insoweit berücksichtigt werben, als der vorhandene

Raum dies dann noch gestattet
Verloosungs-Plan. .

l) Es werden, mit hoher ministerieller Genehmigung,
60,000 Loofe ä 3 Mark- 1

2) Von dem Erlös aus dem Verkauf derselben wet-

den 75% zum Ankan von Equipagen, Pferden

und anderen werthvollen Gewinnen verwandt.
3) Die Gewinne bestehen in:

a) einer compl. vierspännigen Equipagez
b) einer compl. zweispännigen Equtpagez
sc) zwei offenen Wagen (Sandfchnetder);
d) fünfzig guten Pferden;
e) tausend werthvollen Gewinnen, bestehend

in Jagd-, Fahr-, Reit-Utensilien 2c. 2c. und
»k) tausend Freiloofen für die nächste Lotterie-

oder auf Wunsch sofortigen Ersatz des
Loospreises mit 3 Mark (l Thlr.)

4) Die Verloosung findet öffentlich vor Notar nnd
Zeugen statt; die amtliche Gewinnliste wird im
Sporn in der Schlesischen und Breslauer Zeitung
bekannt gemacht.

5) Die Pferde, welche nicht alsbald
den, werden für Rechnung und Gefahr der Gewinner
10 Tage« verpflegt und alsdann meistbietend ver-

 

Kirchlicher Anzeiger aus Oels.
Am Sonntage Septuagefnnä

predigen zu Oels:

. Jn» der Schloß- und Pfatrkirche:
Frühpredtgt: Herr Subdiak. Schröder.
Amtspredigt: Herr Diakonus Krebs.
Nachmittagsprt HerrPropst Thielmann.
Beichte frühs ‘I. Uhr : He. Subdiak. Sehr öd e r

Ja der sBrotn'ttirrbe:
um: Herr Propr Thielmann.

Wochenpredign
Donnerstag- den 28. Januar, Vorm. 7.9 Uhr:

Herr Subdiakonus S chröd er.
Montag, den l. Febr., Abends 7 Uhr, Missionss

stunde: Heeriaionus Krebs.
Amtswochn Herr Suferinn Ueberschär.

Dom. G|ookschütz
bei Hulldsfeld

hat noch bis Anfang März d. J.

Wiesen und Ackerpatzelleu
zu verkaufen.

Mittags 12

w

 

tauft, der Erlös dafür aber 4 Monate reservirt
und gegen Rückgabe des, Gewinnlooses ausge-
händigt. -
Diejenigen Gewinne, welche nach Verlauf von
4 Monaten nach dem Tage der Ziehung nicht
abgefordert sind, verfallen dem Comite, das den
Erlös zur Hebung der Landes -Pferdezucht ver-
wenden wird. « «
Der Gewinner von einem oder mehreren Pferden
zahlt pro Pferd 15 Mark (5 Thlr.) Halftergeld
und wird dafür jedes Pferd mit guter Halfter
und Trense übergeben. . - _
Die Loose sind mit dem Stempel des Comite’s
abgestempelt; unabgestempelte Loose find ungültig.
Sollten weniger als 60,000 Loose abgesetzt wer-
den, so werden dieselben Bestimmungen inne-
gehalten, nur findet eine verhältnißmäßige Re-
duktion der Gewinne statt.
Die Gewinne können erst nach Veröffentlichung
der amtlichen Ziehungsliste in den hiesigen Zei-,
jungen, nnd nur gegen Rückgabe des Gewinn-
loses ausgeliefert werden oder werden auf Rech-
nung und Gefahr der Gewinner (laut 56)
aufbewahrt »
Alle Anfragen 2c. wolle man gefälligst an das

General-Seeketariat des Schlesifehen Vereins für
Pferdezucht und Pferderennen in Breslau, Caris-
siraße 28, richten. —- Das Gomit-T

i

;
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zu erfahren sind.

 

7)
Thlr. ausgegeben.

8)

9)

10)

/

»-

abgenommen wer-  
» A n z e n. s "

Hierdurch beehren wir uns zur öffentlichen
Kenntniß zu bringen, daß wer dem Wagenfabrikanten
Herrn A. l-. strittig m O e l s die Vertretung
unserer Fabrik sur Oels, die Kreise Namslau,
Poln.-Wartenberg und Großherzogthnm sBoien, sowie
die Verwaltung des von uns in Oels errichteten
Wagen-Depots übertragen haben. »

Derselbe wird stets eine Auswahl bergan-;-
barsten Wagen auf· Lager halten, welche er
ermachttgt tft zu Fabrikpreifen zu verkaufen.

Herr Banns ist außerdem von uns beauftragt;
Yestellungen fur uns aufzunehmen, alte Wagen
ernzutaufchem {Reparaturen auszuführen und für
getaufte Wagen ein Jahr Garantie zu leisten

h - » Amen-Gesellschaft
für Wagenbau und Patent-Achsen-Fabrikation

« in Jauer i.Schles. -

   

 Steuerquillnngziilajer  

Z? . r re i , a . neuestäk bgwäshrtth Fvgxguxtign Preschen

rmd in 4. Ludwig’s Bucht-Mk g D [IQ-m sey er... es; „im u ran. sei-u
in Oels vorenthig Eis ⸗ » {neu « «x _ » . » Bahnfracht unter Garantie Usw » 76b  »

Ph Alaska-sil- ‘e 00., -quchiuen-Fabrik," Frankfurt Fr " "M



Uukündbare Hypotheken.
Der Grundbesitzer sollte den jetzigen Zeitpunkt nicht ver-

säumen, um an Stelle klindbarer Privat-Capitalien unkündbare
Hypotheken-Darlehne aufzunehmen Die Erfahrung beweist,
daß tiindbare Privat-Capitalieu vielfach dann wieder eingezogen werben,
wenn die Gelder anderweit stärkere Verwendung finden, wenn es
also auch deui Grundbesitzer am schwersten fällt, iiene Privat-Ca-
pitalien an Stelle der ihm aufgekiindigten zn erlangen. Die Zeiten
vermehrter Kündigung von Privat-Capitalieii treten daher erfahrungsmässig
stets wieder ein. Der Grundbesitzer verliert alsdann die Fesligleit uiianhe
in seinen wirthschaftlichen Verhältnissen und opfert Zeit und Mittel, mn bald
die Folgen der einen, baldder anderenKlindigungwieder gut zu machen. Ja
solchen Zeiss-en sind dann auch die Hypotheken-Gesellschaften welche
der Wirkung der änszerrn Geldinarlt-Verhältuisse gleichfalls unterworfen

Sonntag, den 24. Januar 1875,
Nachmittags 4 Uhr:

sämmtliche cteilzungtu
der allgemeinen laiidwirthschaftlicheu

Vereins
im Gasthofe zum „goloenen

in fiele.
hier“

Tages-Ordnung:

l) Geschästliche Mittheilungen.
2) Nechnungsbericht pro 1874 und
3) Ertheilung der Decharge.

Anträge-.
Verathung, den Anschluß an den
Central-Verein betreffend

si) sind, nicht in: Stande, ebenso günstige Bedingungen, wie sie
heute darbieten, den unküirdtmreii Hypotheken-Darlehuen
zum Grunde zu legen. Dergleichen unküiidbarc Hypotheken-
Darlehiie, indem sie dem Grundbesitzer wolle Beruhigung in feinen
wirthfchastlicheu Jerhältnissen gewähren, tilgen sich mit Hülfe eines«
rserhältiiiszuiäszig sehr geringen jährlichen Beitrags allmälig , indem
daneben die ersparten Zinsen von Jahr zu Jahr auf das Darlehn?
abgeschrieben werden.
unter welchen die Prenßische Ceneral-Bodencredit-Actieu-
gesellschaft (Berlin, Unter den Linden 34), vertreten in 0815
durch Herrn Kaufmann W. EBKOZSCJFDCDIVSICyz
dergleichen unkündbare Den-sehne gewährt, wird ans Verlan-
gen unmittelbar verabfolgt oder unter Krevzband franlirt iibersandt.

clsiir die CHerren Maiideabeanitenl
Former-starr

,,Aufgebot« (E), ,,Standesamtliche Ermächtigung-« (F) und ,,Heiraths-Ur
Palme“ (B) sind Vorråthig in A. Lirdwig’s Buchdruckerei in Orts.

 

Der sBroineer, enthalteud die Bedingungen,«

Versteigerung von Saatkartoffeln.
(Diejenigen Herren s{Bereinämitz

glieder, welche im vorigen Früh-
jahr «"""t"artoffeln zum probeweisen
ulnbau erhalten haben, werden er-
sucht, das iiberwiesene Gewichts-
quaiitum behufs Auction zur Stelle
zu bringen)

z 6") Zusammenstellung der für das land-
g . wirthschaftliche Ministerium be-

stimmten Erdriisch-Tabellen.

Vorschläge für die im Juni zu
unternehmende Excursion.
Ueber Klee- und Luzeruenbau.
Ueber Ausbildung der landtvirth-
schriftlichen Eleven.

lo) Fragekasten.

Freunde der Landqwfirthschaft sind als

Gäste willkommen.

Der Vorstand
‘veiSSo II. Arn‘lto

ö)

 

7)

8)
9)

 
 

 
 

l Vorräthig in A. Ludwig’s Buch-
«druckerei in Oels:

I Formulare zur »Hebelisie der
IGVUUM unb (5385611156, Klassen-
funb (Siegererbefieuer‘z für die Reichs-
marksRechnung eingerichtet;

Liefcrzettel (neues Schema);
An- und Abmeide-Befcheirii-

Zungen (nach der Polizei-Verordnung
der Königl. Regierung zu Vreslau vom
26. November 1874);

*) Vereinssitzuugen pro 1875: 24. Januar,
21. März, 17. October, 1:5. December. Ex-
cursion im Juni.

Ein Flügel-Instrument
steht sehr billig zum Verkauf ; zu erfragen

in der Exped. d. Bl.
" « - ««’««« · III-CHCLITTIZkjkiLQLÆkiQYXWFÆW

« .
an. »i- "h; F«

Markte-risse der Stadt Bresiau
vor-ca 19. Januar 1875.

sPre 200 Zellpsimd Ist-: 100 Kilogrcimm.jl

 

 
     

I “X s Bein e irrer Kiasfensicucw „Fanmeile.M
S H s Zu- und Äbgänge (neuee’ Schema); . NR Ö- Eis H· « ”J

««- N «" l Weizen weißer so 10 19 “j 17_ ,-
....... ‘ SCHUUUHISFMMU am dw. getee: id; so 17 cZu lb 83

» Schiedsmannsvorladuugen Eigggxns {h V sg i9 E 60
s- ’W/ Mkka und Schicdsmannsattestc « Hafer . 17 Ho 16 eo re gö

l J ‑ WÆ find in A. Ludwig’s Buchdruckerei m Este-sen . . ». _21 so pro zzo 18 J
«-—---— —. „.34. O le u haben Heu 5,d0——t) Mir-« pro»50 Belegt. Klar

‘H’ ‘37": 33275;“ . e oz « W ‘JioggeanOb Ö6 37/1} DI. bmäd 600 Ä.

“M mechnnngämormnlnre Bauerntanz vqm Kartoffelsptrctugs Wo

Kln eiormnlnre sind in A. LudwtgrsZ Buchdmcksrsipw 100 W e IOOJH Tkalle
g. ‑ D ls u haben l 53,10 13., 52,10 (1.

find vorräthig bei A. Ludwig. m e z '


